
Die Wohnungsmieten, die ohnehin bereits gesetzlich gedeckelt sind, trifft nun die Änderung bei der Inflationsanpassung.
In die Indexierung freier Marktmieten wird hingegen nicht eingegriffen. VON ULLA GRÜNBACHER

Was der Mietdeckel bringt

» Der Mietpreisdeckel, Ende Au-
gustvonderschwarz-grünenBun-
desregierungangekündigt,wurde
diese Woche im Bautenausschuss
aufdenWeggebracht.DasGesetz
sorgt dafür, dass die Wohnungs-
mieten im gesetzlich regulierten
Bereich nicht zu sehr steigen.

Für wen gilt der Deckel? Für Kate-
gorie-,Richtwert-undGemeinde-
wohnungsmieten, davon sind
nach Regierungsangaben rund
590.000Haushaltebetroffen.Zu-
demfürgemeinnützigeWohnun-
gen(660.000Haushalte).Fürfreie
Mietverträge, gut 400.000 Haus-
halte, gilt der Deckel nicht.
Eine maximal fünfprozentige Er-
höhung gilt für die nächsten drei
Jahre. Die Kategorie- und Richt-
wertmieten dürfen nicht stärker
als 2,5 Prozent pro Jahr steigen –

bis 2025 in Summe also maximal
um fünf Prozent. Bisher wurden
die Richtwertmieten alle zwei Jah-
reandie Inflationangepasst.2025
wären sie um rund 12 Prozent ge-
stiegen. Kategoriemieten wurden
bisher immer dann erhöht, wenn
die Inflation die 5-Prozent-
Schwelle überschritten hat. Für
2024 wird die Erhöhung nun aus-
gesetzt, 2025 greift der Deckel in
der Höhe von fünf Prozent. Woh-
nungenvongemeinnützigenBau-
vereinigungen wurden bisher alle
zweiJahreangepasst,2024stünde
eine Erhöhung an. Diese Erhö-
hung wird auf fünf Prozent be-
grenzt. Ab 2027 gilt für alle ge-
setzlich geregelten Mieten ein
neues Valorisierungssystem. Die
Mieten steigen jährlich um den
Mittelwert der Teuerung der ver-
gangenen drei Jahre. Sollte dieser

Wert fünf Prozent übersteigen,
zahlen die Mieter nur die Hälfte
des übersteigenden Anteils, die
andere Hälfte der Vermieter.
Künftig finden Anpassungen aus-
schließlich mit 1. April statt.

Kritik: Die Mietervereinigung
siehtlangfristigeinesystematische
VerschlechterungfürvieleMieter.
„NichtbeiexplodierendenMarkt-
mieten der privaten Vermieter,
sondern bei den ohnehin günsti-
gen Mieten der Gemeinnützigen
wirdeingegriffen“,soderVerband
der Gemeinnützigen. Das sorge
für Einnahmenausfälle und werde
den Neubau von leistbaren Woh-
nungenerschweren.MartinPrun-
bauer, Präsident des Österreichi-
schen Haus- und Grundbesitzer-
bunds, warnt: „Diese Maßnahme
wird Investitionen in den Erhalt

unddieVerbesserungvonLiegen-
schaften vermindern oder gar ver-
hindern. Dabei sollte es gerade in
wirtschaftlich herausfordernden
Zeiten Anreize für Investitionen
geben.“ Jetzt, wo die Bauwirt-
schaft zu kämpfen habe, sei diese
Entscheidung verfehlt. «

Aufgrund der
hohen Inflation
sind die Mieten

stark gestiegen,
das soll ein neues

Gesetz ändern
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